
Sitzung: öffentlich 
 
Tagesordnungspunkt: 
 
 
Anfrage der Fraktion FDP/FREIE WÄHLER vom 05.05.2026 gemäß § 12 der Geschäfts- 
ordnung: 
Umweltskandal „Mount Tüddern“ im Selfkant und Erkelenz 
 
 
Es wird auf die der Einladung zur Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Klima, Verkehr und 
Strukturwandel als Anlage beigefügte Anfrage der Fraktion FDP/FREIE WÄHLER vom 
05.05.2026 gemäß § 12 GeschO betr. Umweltskandal „Mount Tüddern“ im Selfkant und Er-
kelenz verwiesen. 
 
Der Kreis Heinsberg hat in der Vergangenheit regelmäßig über unterschiedliche Kanäle (z. B. 
durch Informationsveranstaltungen, Presseberichte, Social Media etc.) über den aktuellen Stand 
in Bezug auf den sogenannten „Umweltskandal“ informiert. Darüber hinaus wurden viele Er-
kenntnisse im Rahmen weiterer Anfragen sowie in Ausschüssen bzw. im Landtag behandelt. 
Insofern können im Hinblick auf die von der FDP/FREIE WÄHLER gestellten Fragen z. T. keine 
aktuelleren bzw. präziseren Informationen mitgeteilt werden. Sowohl laufende Ermittlungen als 
auch rechtliche Klärung in unterschiedlichen Bereichen führen zu zeitlichem Verzug, den auch 
der Kreis Heinsberg nicht gutheißt. Sollte es in Zukunft neue Erkenntnisse in den einzelnen 
Bereichen geben, so wird der Kreis Heinsberg weiterhin regelmäßig über die genannten Kanäle 
darüber informieren.  
 
Die Anfrage wird insofern von der Verwaltung wie folgt beantwortet.  
  
 
1. Chronologie und aktuelle Entwicklung:  
Frage 1.1:  
Welche Maßnahmen wurden bislang im Selfkant und in Erkelenz ergriffen, um die Ablagerung 
gefährlicher Bodenmaterialien zu kontrollieren und zu beseitigen? 
 
Antwort: 
Die Abdeckungen der Bodenmieten in Selfkant-Tüddern und in Erkelenz sind erfolgt. Derzeit 
erfolgt die juristische Prüfung der möglichen zur Beseitigung der Materialien in Anspruch zu 
nehmenden Störer sowie die Klärung möglicher Entsorgungswege. Hierzu werden auch die zur 
Verfügung gestellten umfangreichen Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft für Umweltkri-
minalität Dortmund ausgewertet. 
 
Die Abdeckung der Bodenmiete in Erkelenz erfolgte nach dem Erlass einer Ordnungsverfügung 
der Stadt Erkelenz, welche in diesem Fall das Verfahren als untere Bauordnungsbehörde be-
treibt. 
 
 
2. Abfallmengen und Schadstoffarten 
Frage 2.1: 
Welche Mengen und Arten belasteter Materialien liegen aktuell vor (nach AVV-Kategorien)? 
 
 
 
 
 



 
 
 
Antwort: 
Selfkant: 

30.000 m³ Bodenmaterial 
AVV: 
17 05 03*   
Boden und Steine, die gefährliche Stoffe enthalten  
16 08 02*   
gebrauchte Katalysatoren, die gefährliche Übergangsmetalle oder deren Verbindungen 
enthalten  
19 12 11*   
sonstige Abfälle einschließlich Materialmischungen aus der  mechanischen Behandlung 
von Abfällen, die gefährliche Stoffe enthalten 

 
Erkelenz: 

38.000 m³ Bodenmaterial 
AVV: 
17 05 03*  
Boden und Steine, die gefährliche Stoffe enthalten 

 
Details können den unter folgendem Link veröffentlichten Berichten entnommen werden.  
https://www.lanuk.nrw.de/themen/boden/illegale-entsorgung-von-bodenmaterial  
 
 
Frage 2.2: 
Welche konkreten Gefahren ergeben sich insbesondere durch Asbest, Schwermetalle und mi-
neralölhaltige Stoffe? 
 
Antwort:  
Auch Informationen zu konkreten Gefahren können den veröffentlichten Unterlagen auf der 
o. g. Seite des LANUK entnommen werden. Informationen zu den unter Punkt 2 angefragten 
Daten wurden auch bereits im Rahmen der in der Einleitung genannten Kanäle sowie im Rah-
men einer Bürgerversammlung mitgeteilt. Grundsätzlich ist eine Grundwasser- und/oder Bo-
denbelastung durch die in der Frage beschriebenen Stoffe möglich.  
 
 
3. Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten 
Frage 3.1: 
Wie verteilen sich die Zuständigkeiten zwischen Kreis, Land, Bergbehörde und Staatsanwalt-
schaft? 
 
Antwort: 
Die verschiedenen Zuständigkeiten ergeben sich aus den unterschiedlichen Rechtsgrundlagen 
(Strafrecht, Abfall- und Immissionsschutzrecht, Bau-/Ordnungsrecht). Zur Klärung der rechtli-
chen Einordnung stehen die betreffenden Behörden mit dem gemeinsamen Ziel, die Situation 
vor Ort bestmöglich zu beheben, in einem regelmäßigen Austausch. 
 
 
 
 
 
 



 
Frage 3.2: 
Ist eine Unterstützung durch das Land Nordrhein-Westfalen vorgesehen? 
 
Antwort: 
Es erfolgte ein regelmäßiger fachlicher Austausch sowie eine Beratung durch das MUNV und 
das LANUK. Eine finanzielle Unterstützung durch das Land NRW wurde bislang nicht in Aus-
sicht gestellt.  
 
 
4. Entsorgungskonzepte und Kosten 
Frage 4.1: 
Wie ist der Entsorgungsprozess geplant und wie wird er konkret umgesetzt? 
 
Antwort: 
Es gibt noch keinen konkreten Entsorgungs- und Umsetzungsplan; dem Kreis liegen mehrere 
Entsorgungsangebote vor.  Die Staatsanwaltschaft Dortmund ist, wie oben beschrieben, wei-
terhin beteiligt, und es bestehen Möglichkeiten der Inanspruchnahme unterschiedlicher Störer. 
Dies wird derzeit rechtlich geprüft, da entsprechende Störer vorrangig in Anspruch zu nehmen 
sind, bevor der Kreis im Wege einer Ersatzvornahme tätig werden könnte. 
 
 
Frage 4.2: 
Welche Kosten entstehen und wie werden diese finanziert? 
 
Antwort: 
Zu den konkreten Entsorgungskosten können derzeit aufgrund der Vielzahl an unbekannten 
Parametern (Art der Entsorgung, Transport, Probenanalyse, Einzelfallzustimmung, Be- und Ent-
ladung der Sattel, Unklarheit über mengenmäßige Verteilung der Abfälle zu Abfallschlüsseln 
etc.) keine konkreten Angaben gemacht werden.  
Für den Standort Selfkant wurde im Rahmen der Rückstellungsbildung in den Jahresabschlüs-
sen 2024 und 2025 von Entsorgungs- und Transportkosten in einer Größenordnung von 6 Mil-
lionen Euro unterstellt. Zum 31.12.2025 wurden bereits Rückstellungen in Höhe von 4 Millio-
nen Euro gebildet.  Die Rückstellungen sind, um weitere 2 Millionen Euro zu erhöhen, wenn 
eine Inanspruchnahme anderer Störer absehbar ausscheidet. Die Finanzierung wäre sodann aus 
der Inanspruchnahme der Rückstellung gewährleistet.  
 
 
5. Bürgerinformation und Beteiligung 
Frage 5.1: 
Welche Möglichkeiten haben Betroffene, sich zu informieren oder an Verfahren und Klagen zu 
beteiligen? 
 
Antwort: 
Informationen können aus den Medien oder der LANUK-Website zum Umweltskandal 
(https://www.lanuk.nrw.de/themen/boden/illegale-entsorgung-von-bodenmaterial) entnom-
men werden. Der Kreis wird weiterhin über neue Erkenntnisse berichten. Eine Beteiligung an 
gerichtlichen Klagen ist nicht möglich; dieser Weg steht u.a. den Adressaten möglicher Ord-
nungsverfügungen offen.  
 
 
 
 
 



 
6. Verantwortung des Kreises beim Müllproblem in Erkelenz 
Frage 6.1: 
Wie bewertet der Kreis seine Verantwortung im Hinblick auf das Müllproblem in Erkelenz? 
 
Antwort: 
Im Rahmen der konkreten Gefahrenabwehr erfolgte das Tätigwerden nach gemeinsamer Ab-
stimmung jeweils durch diejenige Behörde, welche die Grundgenehmigung zur Ablagerung der 
Böden erteilt hat. Dies ist für die Liegenschaft in Erkelenz das örtliche Bauamt und für die Lie-
genschaft im Selfkant die Untere Immissionsschutzbehörde des Kreises Heinsberg.  
 
 
Frage 6.2: 
Warum wurden die Ablagerungen in Tüddern zügig und fachgerecht abgedeckt und gesichert, 
während man sich in Erkelenz bislang mit einem provisorischen Zustand begnügt? 
 
Antwort: 
Die Verfügungen im Rahmen der konkreten Gefahrenabwehr ergingen im Rahmen der jeweili-
gen Störerauswahl an unterschiedliche Adressaten. Weil im Selfkant ein Tätigwerden des Be-
treibers als Adressat der Ordnungsverfügung ausblieb, wurden die geforderten Maßnahmen im 
Rahmen einer Ersatzvornahme in Eigenregie umgesetzt. Für den Standort Erkelenz kam der 
Adressat, in diesem Fall der Grundstückseigentümer und nicht der Betreiber jedoch der Auffor-
derung der unteren Bauordnungsbehörde der Stadt Erkelenz nach und hat im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten eine Abdeckung des Haufwerkes umgesetzt. Daher ist ein 
Tätigwerden das Kreises Heinsberg hier aktuell nicht angezeigt.  
 
 
Frage 6.3: 
Welche fachlichen, rechtlichen oder organisatorischen Kriterien haben zu dieser unterschiedli-
chen Vorgehensweise geführt und wie stellt der Kreis sicher, dass aus dem provisorischen Zu-
stand in Erkelenz keine zusätzlichen Umwelt- oder Gesundheitsrisiken entstehen? 
 
Antwort: 
Zu den unterschiedlichen Zuständigkeiten wurde bereits unter Punkt 6.1 und 2 ausgeführt. 
Auflage in beiden Fällen war bzw. ist die temporäre Abdeckung der Bodenmieten. Diese Auf-
lage wird aktuell in unterschiedlicher Weise in beiden Fällen erfüllt. Auch die bodenschutzrecht-
lichen Kriterien sind für jeden Standort gesondert zu betrachten. Die im Rahmen dieser Krite-
rien erstellten Gefährdungsabschätzungen kommen für beide Standorte zu unterschiedlichen 
Ergebnissen. So ist in Erkelenz die Geologie durch vorhandene Ton-/Lehmschichten kaum was-
serdurchlässig und der Grundwasserabstand deutlich größer als in Tüddern.  Diesbezüglich fin-
det eine regelmäßige Kontrolle bzw. Inaugenscheinnahme durch den Kreis sowie ein regelmä-
ßiger Austausch zwischen dem Kreis und der Stadt Erkelenz statt.  
 
 
7. Offene Punkte 
Frage 7.1: 
Ist eine weitere öffentliche Diskussion zu den Vorfällen und den getroffenen Maßnahmen mög-
lich und geplant? 
 
 
 
 
 
 



 
Antwort: 
Wie oben beschrieben gibt es derzeit keine aktuellen relevanten Entwicklungen. Insofern ist 
derzeit auch keine weitere öffentliche Diskussion geplant. Sollten sich neue relevante Entwick-
lungen ergeben, wird die Kreisverwaltung wie bisher darüber berichten.  
 
 
Frage 7.2: 
Wie stellt sich der aktuelle Stand hinsichtlich einer möglichen Zuständigkeit des Kreises ge-
meinsam mit der Stadt Erkelenz dar und ist hierzu ein weiterer Austausch vorgesehen? 
 
Antwort: 
Der Kreis Heinsberg und die Stadt Erkelenz stehen in regelmäßigem Austausch zur Sach- und 
Rechtslage.  
 
 
Frage 7.3: 
Reichen die Rückstellungen des Kreises aus und beziehen sie sich ausschließlich auf den Self-
kant oder auch auf Erkelenz? 
 
Antwort: 
Die Rückstellungen des Kreises beziehen sich lediglich auf die Entsorgung der Böden in Self-
kant-Tüddern. Die Rückstellungen sind, um weitere 2 Millionen Euro zu erhöhen, wenn eine 
Inanspruchnahme anderer Störer absehbar ausscheidet.  
 
 
8. Genehmigung, Kontrolle und Beprobungen 
Im Ausschuss für Umwelt, Klima, Verkehr und Strukturwandel hat die Verwaltung im März 2026 
dargelegt, dass weder im Grundwasser noch in angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen bis-
lang Schadstoffbelastungen festgestellt wurden, auch nicht durch PFAS, Asbest oder andere 
relevante Stoffe. 
 
Frage 8.1: 
Wie wird vor diesem Hintergrund das weitere Beprobungs- und Überwachungskonzept konk-
ret ausgestaltet (Umfang, Parameter und zeitliche Frequenz)? 
 
Antwort: 
Die Beprobung der Grundwassermessstelle in Selfkant-Tüddern wird in regelmäßigen Abstän-
den durchgeführt. Aufgrund der bestehenden Abdeckung sind aktuell keine weiteren Unter-
suchungen des Bodens geplant. Folgender Untersuchungsumfang wird im Grundwasser be-
probt: 
 
 

Vor-Ort-Parameter: Laborparameter: 
Färbung pH-Wert 
Trübung Leitfähigkeit 
Geruch KS 4,3 Säurekapazität 

Temperatur KN 8,2 Basenkapazität 
pH-Wert Gesamthärte 

Leitfähigkeit Chlorid 
Sauerstoffgehalt Sulfat 
Redoxpotential Fluorid 

 Calcium 



 Magnesium 
 Natrium 
 Kalium 
 Ammonium 
 Nitrat 
 Nitrit 
 Borat 
 Gesamt-N 
 Gesamt-Fe 
 Mangan 
 Ammonium 
 Antimon 
 Arsen 
 Blei 
 Cadmium 
 Gesamt-Chrom 
 Kobalt 
 Kupfer 
 Molybdän 
 Nickel 
 Thallium 
 Quecksilber 
 Vanadium 
 Zink 
 BTEX 
 Phenol 
 Kohlenwasserstoffe 
 ∑PAK 
 ∑MKW 
 ∑PCB 

 AOX 
 TOC 
 LCKW 
 PFAS Summe 20 

 
 
Frage 8.2: 
Wie viele Grundwasser-, Oberboden- und Hausbrunnenproben wurden bislang insgesamt ent-
nommen und in welchen zeitlichen Abständen sind weitere Beprobungen vorgesehen? 
 
Antwort: 
Es wurden bislang insgesamt sieben Oberbodenmischproben untersucht sowie zwanzig Haus-
brunnenuntersuchungen und zwei Grundwasseruntersuchungen in der neu errichteten Mess-
stelle getätigt. Die eingerichtete Grundwassermessstelle wird halbjährlich zwecks chemischer 
Analyse beprobt. Zudem findet eine regelmäßige Kontrolle der Folie statt.  
 
 
Frage 8.3: 
Wie stellt der Kreis sicher, dass mögliche zeitverzögerte Einträge von Schadstoffen trotz der 
derzeit unauffälligen Befunde frühzeitig erkannt werden? 
 
 



 
 
Antwort: 
Der mögliche Eintrag von Schadstoffen wird durch eine regelmäßige Beprobung der Grundwas-
sermessstelle überwacht. 
 
 
Frage 8.4: 
In welcher Form und in welchen zeitlichen Abständen werden Ausschuss und Öffentlichkeit 
über neue Untersuchungsergebnisse informiert? 
 
Antwort: 
Wie bereits oben beschrieben informiert der Kreis in regelmäßigen Abständen über evtl. Neu-
igkeiten.  
 
 
Frage 8.5: 
Hat der Genehmigungsinhaber sämtliche erforderliche Nachweise zu Herkunft, Menge und 
Schadstoffgehalt des abgelagerten Abfalls vollständig erbracht und wurden diese durch den 
Kreis fachlich geprüft und durch eigene Bodenproben verifiziert? 
 
Antwort: 
Hierzu können aufgrund der laufenden staatsanwaltlichen Ermittlungen derzeit keine konkre-
ten Informationen bekannt gegeben werden. Der Genehmigungsinhaber hat seine Mitwir-
kungspflichten nicht erfüllt. Er hat vielmehr unter Angabe falscher Tatsachen nach z. T. mehr-
maliger Nachfrage einzelne Unterlagen eingereicht, die von der Verwaltung gesichtet und ge-
prüft wurden. Nach heutigem Kenntnisstand ist allerdings davon auszugehen, dass es sich hier-
bei um gefälschte Unterlagen gehandelt hat.  
 
 
Frage 8.6: 
Wie viele Bodenproben wurden bislang entnommen und zu welchen Zeitpunkten? 
 
Antwort: 
Hierzu wird auf Ziffer 8.2 sowie auf die oben verlinkte Website des LANUK verwiesen.  
 
 
Frage 8.7: 
Ist das Personal und die technische Ausstattung des Kreises für diese Kontroll- und Überwa-
chungsaufgaben dauerhaft ausreichend oder sind zusätzliche Mittel bzw. externe Ressourcen 
erforderlich? 
 
Antwort: 
Im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben kommt der Kreis seiner Überwachungs- und Kontroll-
funktion nach. Der Aufwand für eine solche Überwachung ist sehr arbeits- und personalintensiv 
und die Bearbeitung erfordert große Personalressourcen. Es erfolgen jedoch in regelmäßigen 
Abständen anlassbezogene Kontrollen. Unbenommen hiervon bestehen die gesetzlichen Un-
ternehmerpflichten zur Umsetzung rechtlicher Vorgaben und zur Selbstüberwachung. 
 
 
9. Entsorgung in Tüddern 
Frage 9.1: 
Wann beginnt die Sondermüllentsorgung in Tüddern und wie ist die langfristige Planung aus-
gestaltet? 



 
 
Antwort: 
Wie vorstehend ausgeführt erfolgt derzeit die juristische Aufarbeitung und vorrangige Inan-
spruchnahme von möglichen Störern. Hierzu werden aktuell noch Daten der Staatsanwalt-
schaft sowie Stellungnahmen gewertet.  
 
 
Frage 9.2: 
Gab es interne Untersuchungen zu möglichen Versäumnissen bei der Entsorgung? 
 
Antwort: 
Wie oben beschrieben laufen die umfangreichen rechtlichen Prüfungen schon seit längerer Zeit 
und in intensivem Austausch mit weiteren beteiligten Behörden. Zeitliche Versäumnisse bei der 
Entsorgung sind daher nicht zu erkennen.  
 
 
Frage 9.3: 
Wie wird das Monitoring der Umwelteinflüsse durchgeführt? 
 
Antwort: 
Die vorhandene Grundwassermessstelle wird in regelmäßigen Abständen beprobt und die Er-
gebnisse werden veröffentlicht. Darüber hinaus findet eine regelmäßige Inaugenscheinnahme 
der Abdeckungen an den Standorten in Selfkant-Tüddern und in Erkelenz statt.  
 
 
Frage 9.4: 
Ist eine weitere Informationsveranstaltung für die Gemeinde Selfkant geplant? 
 
Antwort: 
Zum aktuellen Zeitpunkt ist aus den oben beschriebenen Gründen keine weitere Informations-
veranstaltung geplant.  
 
 
10. Kapazitäten und Entsorgungsdauer 
Frage 10.1: 
Wie kann die Entsorgung angesichts der derzeitigen Kapazitäten von lediglich ein bis zwei 
LKW-Ladungen pro Tag beschleunigt werden? 
 
Frage 10.2: 
Wie lange würde die vollständige Entsorgung bei diesem Tempo voraussichtlich dauern? 
 
Antwort zu 10.1 und 10.2 (beide Fragen werden zusammen beantwortet): 
Derzeit kann ein konkretes Entsorgungskonzept nicht erstellt werden, sodass auch keine Aus-
sagen zum zeitlichen Rahmen der Entsorgung getroffen werden können.   
  
 
 
 
 


